
Staudenhof
sanieren!

Eine 
andere Stadt 
ist möglich!



Bürgerbegehren und Prüfauftrag der SVV
Im Jahre 2016 wurde das Bürgerbegehren Kein Ausverkauf der 
Potsdamer Mitte gestartet, das sich u.a. gegen die Verwendung 
öffentlicher Mittel für den Abriss des Mercure, der Fachhoch-
schule und des Wohnblockes am Staudenhof wandte. Innerhalb 
von vier Monaten wurden 14.742 gültige Unterschriften für das 
Bürgerbegehren abgegeben und damit das erforderliche Quo-
rum erreicht.

Ein Bürgerentscheid kam trotzdem nicht zustande, weil eine 
Mehrheit in der Stadtverordneten versammlung das Bürger-
begehren als rechtswidrig ablehnte. Dennoch nahm die SVV 
einige Aspekte des Bürgerbegehrens auf. Zum Staudenhof 
beschloss die SVV am 14.09.2016 mit der Ds 16/SVV/0562: 

„Das Grundstück Am Alten Markt 10 / Am Kanal 48/49 verbleibt 
dauerhaft im Eigentum der ProPotsdam und wird um die für 
die Realisierung des Blocks V der Potsdamer Mitte notwenigen 
Grundstücksflächen arrondiert. Nur wenn der Nachweis der 
wirtschaftlichen Realisierbarkeit und des wirtschaftlichen 
und wohnungspolitischen Vorteils gegenüber einer Sanie-
rung geführt worden ist, ist nach dem Abbruch des Bestands-
gebäudes (Ds 12/SVV/0386) die Neubebauung nach Maßgabe 
des Leitbautenkonzeptes durch die ProPotsdam GmbH unter 
Ausschöpfung der Wohnungsbauförderung des Landes Bran-
denburg zu realisieren. Dabei soll mindestens die gleiche 
Wohnungskapazität wie bisher entstehen und durch Belegungs-
bindungen unter sozialen Gesichtspunkten leichter zugänglich 
gemacht werden.“

Lückenhafter Variantenvergleich, 
Fördermittelverschwendung und 
Potsdamer Tellerrand 
Ein solcher Nachweis ist aber mit der Vorlage des Oberbürger-
meisters (21/SVV/0007) nicht geführt worden. Ganz im Gegen-
teil:

● Obwohl öffentlich immer wieder behauptet wird, die 
Sanierung des Bestandsgebäudes würde zu enormen 
Mietsteigerungen führen, zeigt der vorgelegte Varianten-
vergleich sowohl für die Variante Sanierung als auch für die 
Variante Abriss und Neubau einen Anteil von 75 Prozent an 
WBS-Wohnungen. Ein wohnungspolitischer Vorteil bei der 
Miethöhe entsteht also bei Abriss und Neubau nicht.

● Die Wirtschaftlichkeit und der wohnungspolitische Vorteil 
ergeben sich in der Berechnung der Variante Abriss und 
Neubau nur, weil dort im Neubau 2.000 qm mehr Wohn-
raum und 1.800 qm zusätzliche Gewerbeflächen entstehen.

● Bei der Variante Sanierung wurden hingegen mögli-
che Flächenerweiterungen nicht berücksichtigt. Dabei ist 
offenkundig, dass eine Sanierung des Bestandsgebäudes 
(bisher ca. 1,5 Millionen Euro im Minus) durch einen Ergän-
zungsbau wirtschaftlich machbar und wohnungspolitisch 
sinnvoll wäre. Wenn ein Ergänzungsbau vor der Sanierung 
des Bestandsgebäudes errichtet wird, könnten zudem Um-
setzwohnungen in unmittelbarer Nähe angeboten werden 
– ein klarer wohnungspolitischer Vorteil.

● Die Sanierung kostet 18 Mio Euro, Abriss und Neu-
bau dagegen fast 40 Mio Euro. Erst die Konstruktion der 
Fördermittelprogramme führt dazu, dass für die städtische 
Wohnungsgesellschaft ProPotsdam die viel kostspieligere 
Variante Abriss und Neubau als wirtschaftlich günstiger 
dargestellt werden kann.

● Die Inanspruchnahme dieser Fördermittel durch die 
Landeshauptstadt Potsdam führt dazu, dass öffentliche 
Mittel in Millionenhöhe vergeudet und anderen Teilen des 

Landes entzogen werden. Daher ist ein wirtschaftlicher 
Vorteil selbst unter Anwendung der o.g. Tricksereien nur 
darstellbar, wenn die Betrachtung sich auf die Effekte für 
die ProPotsdam und den Potsdamer Tellerrand beschränkt.

Ökologische Bestandssanierung 
ist Klimaschutz
Während der geforderte Nachweis eines wirtschaftlichen und 
wohnungspolitischen Vorteils der Variante Abriss und Neubau 
nicht geführt wurde, wird inzwischen von keiner Seite mehr 
ernsthaft bestritten, dass ökologische und klimapolitische Grün-
de für eine Sanierung des Bestandsgebäudes sprechen.

Die im Bestandsgebäude des Staudenhofwohnblocks 
enthaltene Graue Energie entspricht mindestens einem 
Ausstoß von 10.000 Tonnen CO2. Aber, wieviel ist das ei-
gentlich? Im Zusammenhang mit dem Klimanotstand und dem 
Klimakonzept schreibt die Stadtverwaltung in einer Mitteilung 
an den Ausschuss für Klima, Umwelt und Mobilität (KUM):

„Eine Buche bindet in 80 Jahren ca. 1 t CO2, das entspricht 
12,5 kg pro Jahr. Das bedeutet, es benötigt 80 Bäume um per 
anno 1 t CO2 zu binden. Baumarten mit geringerer Holzdichte 
haben eine etwas geringere CO2-Kapazität. (Quelle: Uni Müns-
ter). 1.000 Bäume zusätzlich in der LHP, wie seitens der SVV 
als Maßnahme angedacht, würden demnach ca. 13 t CO2/a 
binden. Um diese zusätzlichen Pflanzungen zu realisieren, ist 
zusätzliches Personal notwendig.‟  
                                                           → https://bit.ly/3ryPW2L

Der Staudenhof steht nun seit rund 45 Jahren. Ein Buchenwald, 
der ebenfalls vor über 45 Jahren gesetzt worden wäre, würde 
also pro Baum 0,5625 t CO2 gespeichert haben. Der Buchen-
wald müsste aus 17.778 Bäumen bestehen, um ebenfalls bis 
heute 10.000 t CO2 zu speichern.

Wer derartige Mengen der Grauen Energie, die in sanierbaren 
Bestandsgebäuden steckt, missachtet und durch energieinten-
siven Abriss und Neubau den CO2-Rücksack noch vergrößert, 
kann für sich nicht in Anspruch nehmen, dem Klimaschutz 
oberste Priorität einzuräumen. Die klimaschädlichen Aus-
wirkungen der Potsdamer Bau- und Abrisspolitik sind so 
gravierend, dass sie nicht durch ein paar Straßenbäume zu 
kompensieren sind. 

Wir fordern:

● Erhalt und Sanierung des 
Wohnblocks Staudenhof!

● Förderprogramme für nachhaltige Be-
standssanierung statt für klimaschädliche 
Ressourcenvernichtung!

● Keine Vergeudung von Steuermillionen 
für die Potsdamer Partikularinteressen 
und auf Kosten anderer Kommunen!

● Wohnortnahe Umsetzwohnungen durch 
Ergänzungsbau und Bestandssanierung!

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

kontakt@die-andere.org
Wählergruppe DIE aNDERE 
c/o Jan Wendt, Dortustraße 1, 14467 Potsdam

März 2021 

 die-andere.org

https://egov.potsdam.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=32365

